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Im Focus
Streit um Preisgarantie für Energieverträge 
Mit Erfolg ist die Verbrauchzentrale NRW gegen Preiserhöhungen mehrerer Strom- und Gaslieferanten vorgegangen. Das LG Düs-
seldorf untersagte den Unternehmen mit Eilbeschluss vom 26.08.2022 – 12 O 247/22, ihre Energiepreise wegen steigender Be-
schaffungskosten auf dem Großhandelsmarkt anzukündigen, da die Verträge eine Preisgarantie enthielten. Sie müssen ihre Kun-
den weiterhin zu den vertraglich vereinbarten Preisen beliefern. 
Die Energieversorger bleiben also an ihre Preisgarantien gebunden. Höhere Beschaffungspreise rechtfertigten keine Preiserhö-
hungen, so das Gericht. Die angekündigten Preiserhöhungen und Änderungen Ihrer Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 
 seien unwirksam. Der Energieversorger ExtraEnergie hatte Verträge mit sogenannter eingeschränkter Preisgarantie angeboten 
und sich gezielt als krisensicheres Unternehmen vermarktet. Preisänderungen waren vertraglich nur wegen gestiegener Steuern, 
Abgaben oder Umlagen zulässig, nicht aber wegen steigender Kosten für die Beschaffung von Energie. Nachdem das Unterneh-
men gleichwohl Preiserhöhungen wegen höherer Beschaffungskosten ankündigt hatte, stellte die Verbraucherzentrale NRW den 
Eilantrag. 
Das LG bestätigte mit seinem Beschluss die Auffassung der Verbrauchzentrale. Diese empfahl den Kunden, der Preiserhöhung mit 
Hinweis auf den Gerichtsbeschluss zu widersprechen. Der Beschluss ist allerdings noch nicht rechtskräftig. 
                                                                                                                                                                                                             > DokNr. 22006480 

Wahlrecht bei der Bilanzierung unverzinslicher Verbindlichkeiten 
Verbindlichkeiten sind in der Bilanz grundsätzlich mit dem Nennwert anzusetzen. Bei unverzinslichen Darlehen und einer Restlauf-
zeit von nicht mehr als einem Jahr wurden diese bisher regelmäßig unter Berücksichtigung eines Zinssatzes von 5,5 % abgezinst 
und mit dem entsprechend niedrigeren Wert bilanziert. Die Differenz zum Nennwert wurde dabei im ersten Jahr in voller Höhe als 
Ertrag ausgewiesen.  
Die dafür maßgebliche gesetzliche Regelung des § 6 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 EStG wurde vor dem Hintergrund der anhaltenden Niedrig-
zinsphase gestrichen (Viertes Corona-Steuerhilfegesetz vom 19.06.2021, BGBl. 2022 I, S. 911). Die Abzinsungspflicht ist erstmals 
für Wirtschaftsjahre weggefallen, die nach dem 31.12.2022 enden, § 52 Abs. 12 S. 3 EStG. Spätestens dann sind auch unverzins -
liche Darlehen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr immer mit dem Nennwert auszuweisen. 
Bei vorhandenen unverzinslichen Darlehen wäre dann eine gewinnmindernde Aufstockung des bisher abgezinsten Darlehens in 
der Bilanz vorzunehmen. Auf Antrag kann die Aufstockung aber auch bereit für früherer Wirtschaftsjahre erfolgen, § 52 Abs. 12 
S. 3 EStG. In diesem Fall besteht also die Möglichkeit, den Aufwand durch die Aufstockung der unverzinslichen Verbindlichkeit vor-
zuziehen. Bei neu gewährten unverzinslichen Darlehen kann von vorherein auf die Abzinsung verzichtet werden. 

Keine Heranziehung zu (hypothetisch) verjährten Anschlussbeiträgen nach Aufgabenträgerwechsel  
Mit Beschluss vom 12.04.2022 – 1 BvR 798/19, u.a. hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zwei Verfassungsbeschwerden 
stattgegeben gegen die Heranziehung zu Anschlussbeiträgen nach einem Wechsel des Aufgabenträgers. Das Gericht sah eine 
Verletzung des verfassungsrechtlich garantierten Vertrauensschutzes gemäß Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG und dem all-
gemeinen Gleichheitssatz, Art. 3 Abs. 1 GG, wonach die Erhebung von Anschlussbeiträgen durch einen neuen Aufgabenträger 
 unzulässig ist, wenn unter dem alten Aufgabenträger hypothetische Festsetzungsverjährung eingetreten ist. Anderenfalls würden 
Beitragspflichtige wegen eines immer weiter zurückliegenden Vorgangs letztlich doch dauerhaft im Unklaren gelassen, ob sie noch 
mit Belastungen rechnen müssen. Das wäre mit den Grundsätzen der Rechtssicherheit und Rechtsbeständigkeit der Rechtsord-
nung als Garanten einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung nicht zu vereinbaren. Je weiter der Eintritt der abzugeltenden Vorteilsla-
ge (hier Anschluss an die Wasser- und Abwasseranlage) zurückliege, desto mehr verflüchtige sich die Legitimation zur Erhebung 
von Beiträgen für diese Vorteilslage, so das BVerfG. Sie sei ausgeschlossen, wenn (hypothetische) Festsetzungsverjährung einge-
treten ist. 
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